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Claſſe der Vorſtufenämter nennen. Darauf folgen die Anfangsdienſte 
oder erſten feſten Anſtellungen mit beſtimmten Dienſtrechten und Ges 
halten, die entweder auch noch den eheloſen Stand oder eine nur 
kleine Familie oder Zuſchuß aus eigenem Vermögen zur Vorausfetzung 
haben. Die dritte Claſſe bilden die ordentlichen Aemter, deren Do⸗ 
tation auf den ſtandesmäßigen Bedarf einer mittleren Familie be⸗ 
rechnet ſein ſoll oder will. Auch noch eine vierte Stufe von höheren, 
mit einem Repräſentationsaufwand ausgeſtatteten Aemtern zu unter⸗ 
ſcheiden, iſt praktiſch ohne Werth, da deren Zahl verſchwindend klein 
iſt und ſie nicht auf dem Weg des ordentlichen Vorrückens und meiſt 
nicht bloß für die Angehörigen des betreffenden Dienſtzweiges erreich- 
bar ſind. 

Es iſt nun einleuchtend, obgleich von denjenigen, in deren 
Händen die Organiſation der Aemter lag, bis jetzt noch Niemand 
daran gedacht zu haben ſcheint, daß die Ausſichten der Dienſtlauf⸗ 
bahn in jedem Zweig durch das numeriſche Verhältniß zwiſchen den 
in jene drei Claſſen fallenden Aemtern bedingt ſind, daß bei einer 
Durchſchnittsberechnung ſich für den einzelnen öffentlichen Diener die 
Zahlen der Jahre, welche er auf jeder der drei Stufen von Aemtern 
zu verbringen hat, gerade ſo zu einander verhalten müſſen, wie die 
Zahlen der in jeder der Claſſen vorhandenen Aemter. Wenn alſo in 
einem Fach unter je 100 Aemtern 20 Vorſtufenſtellen, 30 Anfangs⸗ 
dienſte nnd 50 ordentliche Aemter beſtehen, jo hat der Einzelne durch 
ſchnittlich 20 pCt. ſeiner geſammten Dienſtzeit auf Vorſtufenſtellen, 
30 pCt. auf Anfangdienſten zuzubringen und die Hälfte derſelben 
wird auf die ordentlichen Aemter fallen. Wenn Einzelne die unteren 
Stufen raſcher durchlaufen, ſo muß dies ſeine Ausgleichung darin 
finden, daß dafür Andere längere als die bloße Durchſchnittszeit auf 
denſelben auszuharren haben. Den Eintritt in den öffentlichen Dienſt 
für Diejenigen, welche akademiſche Studien durchzumachen haben, auf 
das 24. Lebensjahr fallend und die Dauer der geſammten Dienſtzeit 
zu 40 Jahren angenommen, würde der Einzelne unter der obigen 
Vorausſetzung 32 Jahre alt, bis er zu einem Anfangsdienſt, und 44 
Jahre, bis er zu einem ordentlichen Amte gelangt. 

Es wäre wohl eine billige und beſcheidene Forderung, daß der 
Einzelne nicht über 4 Jahre in der unterſten Stufe, nicht über 6 
Jahre auf Anfangsſtellen zu dienen und ſomit nach 10jähriger 
Dienſtleiſtung zu einem ordentlichen Amt gelangte. Hieraus würde 
aber folgen, daß 75 Procent aller Stellen eines Dienſtzweiges aus 
ordentlichen Aemtern beſtehen müßten, die Zahl der Vorſtufendienſte 
nicht über 10, die der Anfangsdienſte nicht über 15 Procent ſtehen 
dürfte. 

i Wenn man mit dieſer Norm die factiſchen Verhältniſſe in den 
verſchiedenen Dienſtzweigen der deutſchen Länder, im Civilſtaatsdienſt, 
der Richter und Verwaltungsbeamten, bei den Geiſtlichen, den Lehrern, 

i den Officieren vergleicht, ſo wird man auf die erſtaunlichſten Miß⸗ 
überwiegend ſubalternen 1 0 Anvertraut; was das als unmittelbare 9919 verhältniſſe ftoßen. In Württemberg z. B. wird die normale Pro- 
ne e eee e | portion in keiner einzigen Branche auch nur annähernd erreicht und 
hervorzuheben. Bem. der Red. es iſt nicht zu zweifeln, daß Aehnliches auch anderwärts ſtattfindet, 
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Die Dekonomie der Aemter ). 


Es laſſen ſich in jedem Zweige des öffentlichen Dienſtes, der 
durch Gleichheit des Bildungsganges und der Prüfungsanforderungen 
für ſich ein Ganzes bildet, drei Arten oder Stufen des Dienſtes 
unterſcheiden. Zuerſt kommen die bloßen Verwendungen der Candi⸗ 
daten zum Probe- oder Hilfsdienſt, von widerruflichem, unſtändigem 
Charakter, ohne Gehalt, oder nur mit Taggeldern und knappen Ent⸗ 
ſchädigungen für den unmittelbaren Aufwand. Man kann dies die 


„) Wir entnehmen die vorſtehende Arbeit den „Reden und Aufſätzen“ von 
Guſtav nette ER, Au 1875, va und 454 ©. 8°) und benützen 
dieſe Gelegenheit mit Freude, um auf die anziehende Sammlung nach Inhalt 
und Form bedeutender Studien aufmerkſam zu machen. Jedem, der an den Pro⸗ 
blemen des öffentlichen Lebens Antheil nimmt, muß dieſes Buch des ehemaligen 
württembergiſchen Cultusminiſters, nunmehrigen Kanzlers der Univerſität Tübingen 
eine Fülle von Anregungen gewähren, und wir ſelbſt hoffen auf dasſelbe nochmals 
zurückkommen zu können. Heute wollen wir eine der kleinen Unterſuchungen 
wiedergeben, welcke einen unmittelbaren Bezug auf das Gebiet der Staate ver⸗ 
waltung hat. Die derſelben zu Grunde gelegten öffentlichen Dienſtverhältniſſe 
finden ſich zwar jetzt in Oeſterreich nicht überall in der angedeuteten Schärfe und, 
was die Abwehr des Schlagwortes vom Selfgovernment betrifft, ſo haben wir 
ſchon eine rückläufige Bewegung zu verzeichnen. Angeſichts der auf eine Reform 
des Verwaltungsorganismus zielenden Beſtrebungen kann es ober um ſo weniger 
von Ueberfluß ſein, die von R. treffend gekennzeichneten Geſichtspunkte mit allem 
Nachdruck hervorzuheben, als der eine der Reformvorſchläge und gerade jener, 
welcher vielfach als der allein praktiſche hingeſtellt wurde, dieſelben ganz aus dem 
Auge läßt. Wenn wirklich am Sitze jedes Bezirksgerichtes ein Bezirkscommiſſär 
mit den jetzigen pragmatiſchen Rechten exponirt werden und wenn dies ſogar raſch, 
wo möglich auf einen Schlag ſtattfinden ſollte. dann müßten die oben aus⸗ 
geſprochenen Bemerkungen vollkommen zutreffen. Die Executive wäre zunächſt zum 
großen Theile unreifen Elementen in die Hand gegeben und für immer faft 
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da man überall gewohnt iſt, das Bedürfniß weiterer Arbeitskräfte Richter und Verwaltungsbeamten, ihrer Lehrer und Geiſtlichen, an 
nur durch Vermehrung der Hilfs- und Anfangsſtellen zu befriedigen der Unabhängigkeit der Aemterbeſetzung von Patronage und Partei⸗ 
und dadurch das richtige Verhältniß, ſelbſt wenn früher ein ſolches rückſichten. Man überſieht um einzelner Ausnahmen und Mißſtände 
beſtanden haben ſollte, zu verrücken. willen den Stand der Sache im Großen und Ganzen. Man führt 

Am ſchreiendſten freilich find dieſe Anomalien im Militärdienſt. aus alter Gewohnheit unter ganz veränderten Verhältniſſen das Ge⸗ 
Obgleich hier vielfach abweichende Bedingungen vorliegen, fo bilden rede über bureaukratiſchen Druck, Zopf und Unverſtand fort. Man tft 
doch die Lieutenantsſtellen, die zwar den Dienſtrechten nach nicht zu in Gefahr, dem Schlagwort des Selfgovernment nach engliſchem 
den Vorſtufenämtern, aber dem Gehalt nach kaum den Anfangsſtellen für uns unbrauchbaren Vorbild werthvolle Inſtitutionen aufzuopfern. 
anderer Dienſtzweige gleich zu ſtellen find, bereits über 60 Procente Wenn das Glück der Volker von der Freiſinnigkeit der Verfaſſungen 
aller Officiersſtellen und der Einzelne hätte demnach ordentlicher von der Ausdehnung des Wahlrechts, von dem Machtumfang der 
Weiſe 3/, feiner geſammten Dienſtzeit auf ſolchen zuzubringen. Wenn Vertretungskörper und der Durchführung der parlamentariſchen Par⸗ 
vollends der dritte Secondelieutenant für die Compagnie gefordert | teivegierungen abhinge, fo müßten Rumänien und Griechenland wahre 
werden ſollte, jo würden etwa drei Viertheile aller Dffteteröftellen der | Mufterftaaten fein. Erſt die neueſte Zeit hat angefangen, die ein- 
unterſten Stufe derſelben angehören. Das ganze Syſtem müßte, vom fachen Wahrheiten wieder gelten zu laſſen. daß der Werth einer Ver- 
Standpunkt der Dienſtausſichten und der bürgerlichen Verſorgung faſſung ſich nur in der Verwaltung erproben kann, daß bei den Ge— 
aus betrachtet, als ein Unding erſcheinen und iſt überhaupt nur unter ſetzen das Wichtigſte ihre Vollziehung, daß eine ſchlechte Verfaſſung 
ſingulären Vorausſetzungen, wie fie z. B. der Factor der nachgebo⸗ mit guter Verwaltung unendlich beſſer als das Umgekehrte iſt, und 
borenen Söhne der Rittergutsbeſitzer und die Beneficien der Officiers⸗ daß der öffentliche Dienſt des modernen Staats in ſteigendem Maße 
ſöhne in den Kriegs- und Cadettenſchulen bilden, als möglich zu gründliche Fachkenntniſſe und ungetheilte Arbeitskräfte erfordert. Die 
denken. N w anderen Staaten, die republicaniſchen fo gut wie die monarchiſchen, 

Die Verſpätung der erſten Anſtellung und das langſame Vor- können in dieſen Dingen weit mehr von uns lernen, als wir von 
rücken zu auskömmlichen Aemtern iſt aber ein noch ſchlimmerer Miß- ihnen. Von allen den Fortſchritten, die Deutſchland in den letzten 
ſtand des öffentlichen Dienſtes als die trotz aller Aufbeſſerungen noch 60 Jahren gemacht hat, fällt ein ſehr großer, ja vielleicht der größte 
fortbeſtehende Unzulänglichkeit der Gehalte. Es wäre das Schlimmſte Theil auf die Bildung und Tüchtigkeit ſeiner öffentlichen Dieuer. 
noch nicht, wenn der Geſichtspunkt der ſoliden und ſicheren Verſor⸗ Zur Bewahrung dieſes Gutes iſt auch die ſorgfältige Beachtung der 
gung unter den Motiven für die Wahl der Laufbahn des öffentlichen Oekonomie der Aemter unerläßlich. l 
Dienſtes eine weniger hervorragende Rolle zu ſpielen hätte. Die Geld 
machenden Stände mögen noch ſo viele Vortheile voraus haben, ſie 
werden es nie erreichen, daß nicht neben dem freien Dienſt der Muſe 
und Wiſſenſchaft die Pflege der öffentlichen Intereſſen, des Rechts 
und der allgemeinen Wohlfahrt, die Vertheidigung des Vaterlandes, 
die geiſtige Leitung des heranwachſenden Geſchlechts, die Verkündigung 
der letzten und tröſtlichſten Wahrheiten auch die höchſten und würdig⸗ 
ſten Gegenſtände menſchlichen Wirkens bleiben und auf die Neigun⸗ 
gen einer edleren und begabteren Jugend den mächtigſten Reiz aus⸗ 
üben werden. Es läßt ſich kaum ein unzweideutigeres Symptom kran⸗ 
ker und unnatürlicher Zuſtände denken, als wenn es in einem Land, 
wie in den Vereinigten Staaten, dahin gekommen iſt, daß auf dem 
Suchen und Bekleiden von Staatsämtern ein geſellſchaftlicher und 
ſittlicher Makel ruht. Das ſpärlichere Einkommen des öffeutlichen 
Dieners läßt ſich dabei eher in Kauf nehmen; ja es hat noch ſeine 
Vortheile, es erhöht, bei ausreichender Beſchäftigung, die Achtung 
und ſchützt in freien Staaten gegen die Mißgunſt des Volkes und 
der arbeitenden Claſſen, wenn der Haushalt und Verbrauch des Be⸗ 
amten, des Geiſtlichen, des Lehrers ſich innerhalb der beſcheidenen 
Grenze des mittleren Bürgers zu halten hat und ſein Anſehen nur 
auf ſeiner Bildung und ſittlichen Haltung, auf dem Werth und der 
Bedeutung ſeiner Functionen beruht. Aber das iſt eine berechtigte 
Forderung, nach langjährigen Studien und ſchweren Prüfungen nicht 
erſt noch ein Dutzend Jahre auf wechſelnden Hilfsſtellen zu verfüm- 
mern, über das Schwabenalter hinaus in unfruchtbarem Kanzleidienſt 
zu vertrocknen und die unwiederbringlich ſchönſte Lebenszeit in zehren⸗ 
dem Warten abzunützen, ſtatt mit dem Eintritt ins reife Mannesalter 
einen dauernden und ſelbſtſtändigen Wirkungskreis zu gewinnen, den 
eigenen Herd zu gründen und ſich, ſei es auch in eingeſchränkter 
Lage, der Früchte ſeiner Arbeit und der langen Vorbereitungen zu 
erfreuen. Ein Verzicht auf dieſe Anſprüche gleicht einem Verzicht auf 
die geſunden Vorbedingungen des Lebensglücks ſelber. Und dieſe Miß. 
verhältniſſe ſind es auch weit mehr als die mageren Gehalte, die den 
öffentlichen Dienſt allmälig in eine gewiſſe Mißachtung gebracht und 
die Lage des Angeſtellten faſt zu einem Gegenſtande des Mitleids 
von Seiten der anderen Stände gemacht haben. 

Es iſt aber eine Lebensfrage für den modernen und insbeſondere 
den deutſchen Staat, daß ſich die beſten Köpfe und edelſten Kräfte 
dem öffentlichen Dienſt widmen, und er würde es ſchwer zu büßen 
haben, wenn er dieſe dauernd von ſich abſtieße. 

Nur Wenige wiſſen es in ſeinem vollen Umfang zu würdigen, 
welchen Schatz die deutſchen Staaten in der Organiſation der Aemter 
und in der Qualität ihrer öffentlichen Diener vor allen andern Län⸗ 
dern voraushaben, an dem wißffenſchaftlichen geordneten Bildungsgang, 
an dem Gefühl für Standesehre, an der geſicherten Stellung ihrer 


Mittheilungen aus der Praris. 


Beichranfung der Wahl von Sachverſtändigen im Markenſchutz⸗ 
verfahren auf die Sachverſtändigenliſte des zuſtändigen Handels⸗ 
kammerbezirkes. 


Anton O., Fabrikant des Liqueurs „Benedictine“ in F. hat 
durch ſeinen Bevollmächtigten bei dem Magiſtrate in Tr. gegen die 
Firma Karl L. & Söhne, Liqueurfabrikanten daſelbſt, die Anzeige 
wegen Uebertretung des Markenſchutzgeſetzes erſtattet und um Ein⸗ 
leitung des Strafverfahrens angeſucht Der Magiſtrat hat ſofort im 
Lager und in den Fabriksräumen der Firma L. die Reviſion vor- 
genommen und an beide Parteien die Einladung zur Vornahme der 
Wahl der Sachverſtändigen erlaſſen. 

Bei der am 1. April 1875 ſtattgehabten Wahlhandlung wurde 
den Parteien das von der ſchleſ. Handelskammer verfaßte und durch 
die Landesregierung herabgelangte Sachverſtändigen-Verzeichniß vor⸗ 
gelegt. Darauf wählte Dr. H. nomine des Anton O. den Wein⸗ 
und Delicateſſenhändler in Wien Franz S., indem er erklärte, daß 
er ſich nicht für verpflichtet erachte, an die von der Handels- und 
Gewerbekammer verfaßte Sachverſtändigenliſte ſich zu halten, vielmehr 
in feinem Intereſſe einen Sachverſtändigen aus dem Verzeichniſſe der 
n. ö. Handels⸗ und Gewerbekammer wähle. Aus dem Geſetze und 
der Handelsminiſterial⸗Verordnung vom Jahre 1863 laſſe ſich diesfalls 
eine Beſchränkung nicht ableiten. 

Dr. Willibald M. als Vertreter der Firma Karl L. & Söhne 
proteſtirte gegen dieſe Wahl, indem er die Wahl aus einer andern 
als der ſchleſiſchen Sachverſtändigenliſte als geſetzlich unzuläſſi 
bezeichnete und die Authenticität der vom Kläger producirten Liſte in 
Frage ſtellte. Er wählte aus der ſchleſiſchen Lifte. 

Ueber dieſen Incidenzſtreit entſchied der Magiſtrat von Tr. 
unterm 8. April 1875 mit Berufung auf § 8 der Inſtruction für 
die Handels- und Gewerbekammern bezuͤglich der ihnen durch das Marken⸗ 
ſchutzgeſetz zugewieſenen Wirkſamkeit vom 14. December 1858, daß 
hieraus unzweifelhaft hervorgeht, daß für den vorliegenden Fall die 
Wahl der Sachverſtändigen nur aus der von der Tr. .. er Handels- 
und Gewerbekammer verfaßten Sachverſtändigenliſte erfolgen kann. Die 
Wahl des Franz S. aus Wien wurde zurückgewieſen und eine Reu⸗ 
wahl angeordnet. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte Dr. H. an die ſchleſiſche 
Landesregierung, indem er betonte, daß es ſich lediglich um den 


Kunſtbefund eines Sachverſtändigen handle, deſſen Wahl ihm unter 
den für befähigt erkannten Männern in ganz Oeſterreich freiſtehe. Bei der 
principiellen Gleichſtellung aller öſterreichiſchen Handelskammern, bei 
der Giltigkeit des Markenſchutzgeſetzes für das ganze Reich und bei 
der Gleichberechtigung aller Staatsbürger ſei eine derartige Beſchränkung 
des Wahlrechtes nicht zuläſſig. Er halte ſeine Wahl für um ſo wichtiger, 
als gewiß die Sachverſtändigen aus Wien die meiſte Erfahrung und 
Kenntniß beſitzen, überdies ſtehe es dem Geklagten auch frei, in der— 
ſelben Weiſe zu wählen. 

Die ſchleſiſche Landesregierung erkannte mit Erlaß vom 18. Mai 
1875, daß die magiſtratliche Entſcheidung, womit Dr. H. mit der 
von ihm getroffenen Wahl des Franz S. in Wien als Sachverſtändigen 
zurückgewieſen und aufgefordert wurde, die Neuwahl des Sachver- 
ſtändigen binnen 8 Tagen zu vollziehen, aus den dieſer Entſcheidung 
zu Grunde liegenden Motiven und unter Zurückweiſung des Recurſes 
beſtätigt werde. 

Auch das Miniſterium des Innern hat unterm 2. Auguſt 1875, 
3. 8987 der Miniſterialbeſchwerde des Dr. H. nomine des Liqueur⸗ 
fabrikanten O. gegen die obige Entſcheidung der k. k. Landesregierung 
unter Hinweiſung auf den Wortlaut und die ſinngemäße Auslegung 
der Handelsminiſterial⸗Verordnung vom 15. Juni 1863, 3. 5606 
keine Folge gegeben. M. M. 


Beſchränkung des Abverkaufes von Vieh aus einer Privatſtallung 
aus marktpolizeilichen Rückſichten. 


Der Gemeinderath der Stadt B. hat über Auregung mehrerer 
auswärtiger Ochſenhändler und B.. . er Fleiſchhauer, dann nach 
gepflogenem Einvernehmen mit dem Wr. Magiſtrate und auf Grund 
einer commiſſionellen Verhandlung der Marktcommiſſion zur Er— 
zielung eines geregelten Marktverkehres aus Approviſionirungs⸗ und 
Concurrenzrückſichten unterm 3. November 1874 eine Kundmachung 
erlaſſen, wornach der Kauf und Verkauf von Schlachtvieh auf dem 
hiefür beſtimmten Marktplatze wochentlich an 2 Tagen ſtattzufinden 
habe und an dieſe Markttage nicht nur die fremden, fondern auch 
die einheimiſchen Händler unter den Folgen des Geſetzes vom 20. 
April 1854, R. G. Bl. Nr. 96 gebunden ſind. 

Gleichzeitig erhielt unter Andern der Viehhändler Adolf D., 
gegen welchen hauptſächlich die Beſchwerden gerichtet waren, einen 
Erlaß, womit ihm mitgetheilt wurde, daß der Gemeinderath ber 
ſchloſſen habe, als genau einzuhaltende Markttage wochentlich Dinstag 
und Donnerstag mit dem Beifügen feſtzuſetzen, daß von nun an der 
Abverkauf von Schlachtvieh, welcher Gattung immer nur an einem 
dieſer Markttage und ausſchließlich auf dem beſtimmten Marktplatze 
ſtattfinden dürfe, und daß ferners ihm (dem Adolf D.) der Abver⸗ 
kauf von Schlachtvieh in feiner Privatſt all ung mit Umgehung 
des Marktderkehres aus marktpoltzeilichen Rückſichten nicht mehr 
geſtattet ſei und nach Rechtskraft dieſer Verfügung die Aufrecht— 
haltung derſelben auf Grund des Geſetzes vom 20. April 1854, 
R. G. Bl. Nr. 96 an den Schuldtragenden geahndet werden müßte. 

Gegen dieſe Verfügung des Gemeinderathes in B. recurrirte 
Adolf D. an die Statthalterei. Recurrent gab zu, daß vorſtehende 
Anordnung wohl im Intereſſe der kleinen einheimiſchen Fleiſcher und 
der fremden, den B. . ber Markt beſuchenden Viehhändler wünſchens⸗ 
werth ſei; allein für ihn Set eine derartige Beſchränkung ſchädlich, 
weil er an die Fleiſcher, wann immer in kleineren Partieen und mit 
Zuhilfenahme des Credits Ochſen verkaufe; ſein bisheriges Geſchäft 
werde fruinirt; auch wäre der größere Theil der B. . ber Fleiſcher 
mit feinem Viehhandel ganz einverſtanden u. ſ. w. 

Die Handels- und Gewerbekammer von B., welche von der 
Statthalterei einvernommen wurde, empfahl derſelben die thunlichſt 
baldige Behebung des fraglichen Verbotes, indem ſie darlegte, daß 
dieſe Maßregel ſich weder vom Standpunkte der Sanitätspolizei noch 
aus Approviſionirungs⸗Rückfichten begründen laſſe, vielmehr ſowohl 
den Concurrenten als auch den Viehhändlern und Fleiſchhauern ſchäd⸗ 
lich ſei. Eine derartige Maßregel wäre eher ein Eingriff in die Ge⸗ 
werberechte und erſchwere den Fleiſchhauern den Ankauf nach Bedarf. 
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Die Statthalterei entſchied unterm 28. Jänner 1875, daß dem 
Recurſe des Adolf D. aus den hier maßgebenden veterinär- und 
marktpolizeilichen Rückſichten keine Folge gegeben werde. 

Auch das Miniſterium des Innern hat unterm 10. Juli 1875 
Z. 4396 der Berufung des Adolf D. gegen die von der Statthalterei 
beſtätigte Anordnung des Gemeinderathes von B., wornach künftig 
der Abverkauf von Schlachtvieh nur an den Schlachtviehmarkttagen 
Dinstag und Donnerstag und nur auf dem beſtimmten Marktplatze 
ſtattfinden darf, und insbeſondere dem Recurrenten der Abverkauf 
von Schlachtvieh in ſeiner Privatſtallung mit Umgehung des Markt⸗ 
verkehres unterſagt worden iſt, aus den Motiven der angefochtenen 
Entſcheidung keine Folge gegeben —m. 


Die Gewerbeordnung kennt keine Wiederaufnahme eines zurückge⸗ 
legten Gewerbes. 

Friedrich Max St., welchem mit dem Erlaſſe des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern ddo. 24. Juli 1874, 3. 11.133 die Conceſſion 
zum Buchdruckerei-Gewerbe in B. verliehen wurde, hat bei der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft in T. auf die Conceſſionsausübung verzichtet. 

Nachträglich legte die Bezirkshauptmannſchaft in T. ein Geſuch 
desſelben Max St. vor, worin dieſer die Wiederaufnahme des Buch⸗ 
druckereigewerbes anſuchte; die Bezirkshauptmannſchaft bemerkte in 
ihrem Berichte an die Statthalterei, daß in den Perſonalverhältniſſen 
des Conceſſionswerbers ſeit der Verleihung des Gewerbes eine Aen— 
derung nicht eingetreten iſt, und beantragte unter Hervorhebung ſeines 
Wohlverhaltens die genehmigende Inkenntnißnahme dieſer Geichäfts- 
wiederaufnahme, welchem Antrage ſich auch die Statthalterei anſchloß. 

Ueber Anzeige der letzteren jedoch hat das Miniſterium des 
Innern unterm 30. Juli 1875, 3. 11.213 ſeine Anſchauung dahin 
eröffnet, „daß der Gewerbeordnung die Wiederaufnahme einer zurück⸗ 
gelegten Gewerbsconceſſion vollkommen fremd iſt, daß daher in Folge 
der Verzichtleiſtung des Friedrich Max St. auf die ihm mit 
dem Miniſterialerlaſſe vom 5. Juli 1874, 3. 11.133 verliehene 
Buchdruckereiconceſſton für B. dieſes Gewerberecht zu beſtehen aufge⸗ 
hört hat und ein neuerliches Geſuch um Verleihung der Conceſſion 
erforderlich iſt“. 0. 


Die Gemeinden find nach dem Gefetze nicht verpflichtet, die Koſten 
der Aſſentlocalitäten zu tragen. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Wolfsberg hat unterm 9. 
November 1874, Nr. 6793 der Gemeindevorſtehung St. Marga⸗ 
rethen in Erledigung ihres Recurſes Nachſtehendes bekannt gegeben: 
„Ueber die Vorſtellung der Gemeindevorſtehung Margarethen gegen 
die mit dem hierämtlichen Erlaſſe von 1. October 1874, 3. 3818 
aufrecht erhaltene Verpflichtung zur Beitragsleiſtung per 2 fl 85 kr. 
zu den Koſten der Beiſtellung der Aſſentlocalitäten in Wolfsberg 
pro 1874 fand Se. Excellenz der Herr k. k. Statthalter in der Er: 
wägung, daß durch den Erkaß des hohen k. k. Miniſteriums für 
Landesvertheidigung vom 7. April 1872, 3. 3993/1037 II den 
Gemeinden eine Verpflichtung zur Beiſtellung der Aſſentlocalitäten 
nicht auferlegt, ſondern bloß die Erwartung der freiwilligen Ueber— 
nahme der bezüglichen Koſten ſeitens der Gemeinden in Ruckſicht der 
durch die Vermehrung der Stellungsbezirke gewährten Erleichterungen 
ausgeſprochen worden iſt, überdies die Gemeinde St. Margarethen 
von dieſen Erleichterungen ſpeciell keinen Vortheil genießt, und auch 
auf Grund einer nach obigem hohen Erlaſſe eingeleiteten Verhand— 
lung eine ſolche Verpflichtung nicht übernommen hat *), den erwähnten 
Beitrag per 2 fl. 85 kr. auf Grund des § 87, 2 der Inſtruction 
zur Ausführung des Wehrgeſetzes auf die bezügliche Staatsdotation 
zu übernehmen.“ (Kärnt. Gemeinde-Blatt). 


*) Als die Frage in Anregung gebracht wurde, ob die Stellungsbezirke, 
welche früher den ganzen Sprengel der Bezirkshauptmannſchaften umfußten, nach 
Gerichtsbezirken getrennt werden ſollten gaben die Gemeinden der Gerichtsbe⸗ 
zirke, welche nun beſondere Stellungsorte bekommen ſollten, die Erklärung ab, daß 
ſie die Koſten der Aſſentlocalitäten beſtreiten werden. Solche Gemeinden ſind na⸗ 
türlich an ihre Erklärung gebunden. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 1, Mai 1875, 3. 2534, an fünmtliche 

Landeschefs, durch welchen den anſpruchberechtigten Unteroffieieren die praktiſche 

Verwendung bei einer Bezirkshauptmannſchaft zum Zwecke des Erwerbs der vollen 
Eignung für eine Bezirksſecretärsſtelle geſtattet wird. 


Um es jenen anſpruchberechtigten Unterofficieren, welche ſich um eine Bezirks⸗ 
ſecretärsſtelle zu bewerben beabſichtigen ſollten, zu ermöglichen, ſich die für eine ſolche 
Stelle erforderliche volle Eignung zu erwerben, iſt denſelben anheim geſtellt, ſich vor 
ihrer diesfälligen Bewerbung bei einer Bezirkshauptmannſchaft der praktiſchen Ver⸗ 
wendung zu unterziehen. 

Hochdieſelben werden erſucht, den unterſtehenden Bezirkshauptmannſchaften 
wegen Zulaſſung der genannten Unterofficiere zu dieſer Verwendung die entſprechende 
Weiſung zu ertheilen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 27. Mai 1875, 3. 7922 an ſümmtliche Lan⸗ 

deschefs, durch welchen die Zuſammenſtellung und Vorlage aller in Betreff der 

Ueberfuhren beſtehenden polizeilichen Vorſchriften und die Erſtattung eines Gnt- 
achtens über dieſelben verordnet wird. 


Bei den Ueberfuhren über Gewäſſer ereignen ſich nicht ſelten große Unglücks⸗ 
fälle; der letzte bei einer Murüberfuhr vorgekommene ſchwere Unglücksfall, bei welchem 
eine große Zahl von Menſchen das Leben einbüßte, machte es den Behörden zur Pflicht 
ſolche Verfügungen zu treffen, welche geeignet wären, die Sicherheit der Pafſanten 
beſſer zu wahren. 

Ich kann wohl vorausſetzen, daß bei den behördlichen Conceſſionirungen der 
Ueberſuhren die nöthigen techniſchen Vorſichtsmaßregeln zur Anwendung gebracht 
werden; dagegen muß ich bezweifeln, daß die Ueberwachung der Ueberfuhren, nament⸗ 
lich bezüglich der Ueberlaſtung der Fahrzeuge überall gehörig gehandhabt wird. 

Ich erſuche deßhalb Hoch dieſelben, alle polizeilichen Vorſchriften, welche in dem 
Ihrer Leitung anvertrauten Verwaltungsgebiete in Betreff der Ueberfuhren, nament⸗ 
lich bezüglich der zuläſſigen Belaſtung der Fahrzenge, der Erſichtlichmachung dieſer Vor⸗ 
ſchriften auf den Fahrzeugen und der Ueberwachung des Ueberfuhrbetriebes beſtehen, zu⸗ 
ſammenſtellen zu laſſen, und mir unter Bekanntgabe derſelben Ihr geſchätztes Gutachten 
in der Richtung zu erſtatteu, ob dieſe beſtehenden Verordnungen genügen, oder welche 
neue Maßregeln zu ergreifen wären, um bei den Ueberfuhren die Sicherheit der 
Paſſanten zu wahren und Unglücksfälle hintanzuhalten. 

Bei der Wichtigkeit und Dringlichkeit der Angelegenheit ſehe ich mich veran“ 
laßt, den Termin zur Einbringung des Antrages mit Ende Juli 1875 feſtzuſetzen. 


Cireular⸗Berorduung des k. k. Landes vertheidigungs⸗Miniſteriums vom 14. Juli 
1875, Nr. 8210/72 VI. in Betreff der „Leichenunterſuchung und Beerdigung 
ſelbſtentleibter Landwehrperſonen“. 


Die Cirecular⸗Verordnuug des k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums vom 22. 
Juni 1875, Abth. 4, Nr. 1232 (Normal ⸗ Verordnungsblatt 23. Stück, Nr. 97), 
betreffend die Leichenunterſuchung und Beerdigung der Selbſtmörder, ift von den 
k. k. Landwehrbehörden und Truppen in Anwendung zu bringen, wenn eine 
Landwehrperſon während der Landwehr. Dienſtleiſtung ſich ſelbſt entleibt, oder 
wenn Verſorgungs⸗ oder ſonſtige Gebührenanſprüche der Hinterbliebenen an das 
Militär- oder Landwehrärar von der Unzurechnungsfähigkeit des Selbſtentleibten 
abhängen. 

Die im Punkte 5 angeordnete Vorlage der Acten hat ſich in der k. k. 
Landwehr auf die fallweiſe Einſendung an das Miniſterium für Landesvertheidi⸗ 
gung zu erſtrecken. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 9. Auguſt 1875, 3. 11.025 an die 

Statthalterei in Wien in Betreff des Uuſtandes, daß die Beamten der k. k. 

Familienfondsgüter den k. k. Hofbeamten beizuzählen und als ſolche von den 
Einkommenſteuer⸗Juſchlägen befreit ſind. 


Mit Bezug auf den Bericht vom 19. Mai 1875, Z. 13.132, betreffend 
die Frage über die Befreiung der Beamten und Diener der k. k. Familienfondsgü⸗ 
ter von den Landes⸗ und Grundentlaſtungs⸗Zuſchlägen zur Einkommenſteuer von 
ihren Bezügen, wird der k. k. Statthalterei nach Einvernehmung der k. k. Fa⸗ 
milienfondsgüter⸗Direction in Wien eröffnet, daß die fraglichen Angeſtellten kei⸗ 
neswegs als Privatbeamte im eigentlichen Sinne des Wortes angeſehen werden 
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können, ſondern den Hofbeamten beizuzählen find, wie dies bereits in dem 
hierortigen an den nieder⸗oͤſterr. Landesausſchuß ergangenen Schreiben v. 23. Jän⸗ 
ner 1875, 3. 19.226 ausgeſprochen worden iſt, als es ſich um die Frage handelte, 
ob dieſelben den nach § 75 der nieder-oſterr. G. Ord. von der Entrichtung 
der Gemeindeumlagen befreiten Hof-, Staats-, Landes- und Fondsbeamten beizuzäh⸗ 
len ſeien. 

Als ſolche genießen fie alle Prärogative der Hofſtaatsbeamten, namentlich 
rückſichtlich der Rangsclaſſen und Uniform. 

Die bei den k. k. Fondsgütern zugebrachte Dienſtzeit iſt im Falle des 
Uebertrittes in den Civilſtaatsdienſt unbedingt anrechenbar und die Beſoldun 
gen derſelben als Hofbeamten können nicht mit gerichtlichem Verbote belegt 
werden. 

Hieraus folgt, daß die k. k. Familienfondsbeamten und Diener hinſichtlich 
der Frage der Befreiung von den Landes., Schul. und Grundentlaſtungsfonds- ſowie 
Straßenbezirkszuſchlägen zur Einkommenſteuer von ihren Amtsbezügen und Ruhe⸗ 
genüſſen den „Staats- und Fondsbeamten“, welche die a. h. Entſchl'eßung vom 
25. November 1858, R. G. Bl Nr. 220 zu einer Zeit im Auge hatte, in welcher 
der Unterſchied zwiſchen Hof» und Staatsbeamten weniger hervorgetreten iſt, bei— 
gezählt werden müſſen, wie dies thatſfächlich ſchon jetzt rückſichtlich der in Wien 
dienenden Privatfondsbeamten geſchieht. 

Das für die gegentheilige Anſicht angeführte Motiv, daß das Criterium 
der Befreiung eines Beamten von den obigen Landes, nnd Grundentlaſtungsum 
lagen in der Ausübung eines „öffentlichen Amtes“ liege, weil durch die erläu- 
ternde Finanzminiſterial⸗Verordnung vom 24. April 1859, (Finanzverordnungs⸗ 
blatt 1859 pag. 76) ſtädtiſche Beamte nur dann an dieſer Befreiung theilneh⸗ 
men, wenn ſie einem mit der politiſchen Geſchäftsführung betrauten Magiſtrate 
angehören, iſt allerdings rückſichtlich dieſer Kategorie von Beamten richtig, allein 
dieſe Einſchränkunng iſt ſpecieller Natur und kann um fo weniger auf die in 
Rede ſtehenden Beamten ausgedehnt werden, als ihre Verwaltungsdienſte dem 
a. h. Kaiſerhauſe gewidmet find und ſich dadurch der Parificirung mit Privatbe- 
dienſtungen entziehen. 

Indem das Miniſterium des Innern von dem Vorſtehenden unter Einem 
dem k. k. Finanzminiſterium und der k. k. Familienfondsgüter⸗Direction in Wien 
die Mittheilung macht, wird die k. k. Statthalterei eingeladen hievon mit Bezug 
auf die obige Note auch den nieder⸗öſterr. Laudes ausſchuß in die Kenntniß 
zu ſetzen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die beim öſterr.⸗kaiſerl. Orden der eiſernen Krone 
erledigte Schatzmeiſterſtelle dem bisherigen Greffier Cabinetsſecretär und Regierungs⸗ 
rathe Karl Ritter Hofmann v. Morathal, die Greffierſtelle dem bisherigen 
Ordenskanzliſten, Sectionsraihe Wilhelm Weiß und die hiedurch erledigte Kanz⸗ 
liſtenſtelle dem Officialen Allerhöchſtihrer Cabinetskanzlei Alexander v. Hillen⸗ 
brand verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Joſeph A morth in Cadine 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Handelsminiſter hat dem Miniſterialconcipiſten des Handelsminiſteri⸗ 
ums Dr. Eugen Lippich eine MiniſterialViceſecretärsſtelle im Handelsmini⸗ 
ftertum 5 117 65 9 

er Miniſter des Innern hat den nieder⸗öſterr. Bauadj 
Geödl zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 2 0 W N * 

Der Miniſter des Innern hat die Rechnungsrevidenten Mileton Pog o- 
nowski und Thaddäus v. Dobrowolski zu Rechnungsräthen beim Rechuungs⸗ 
departement der galiz. Statthalterei ernannt. 


Erledigungen. 


Forſtadjunctenſtelle im Staatsforſtdienſte für Krain in der zehn ten Range. 
claffe mit 900 fl. Gehalt und 200 fl. Activ.⸗Zulage, ferner Reiſepauſchale von 
500 fl. und Kanzleipanſchale v. 30 fl., bis Ende September. Amtsbl. (Nr. 184.) 

Bauadjunctenſtelle im Staatsbaudienſte für Nieder⸗Oeſterr. mit den Be: 
zügen der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 195.) 

W in Steiermark, bis Mitte September. (Amtsbl. 
Nr. 195. 

Oberingenteursſtelle für den Staatsbaudienſt in Ober- Oeſterr. mit den Be⸗ 
zügen der achten Rangsclaſſe, eventuell eine Ingenieursſtelle in der neunten 
Rangsclaſſe, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 195.) 

Aſſiſtentenſtelle bei der nieder-öſterr. Landesfilialcaſſe mit der eilften Rangs⸗ 
claffe, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 197.) 

Förſtersſtelle bei der Wiener Forſt⸗ und Domänendirection in der zehnten, 
eventuell eine Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 15. September. 
(Amtsbl. Nr. 197). 

Verwaltersſtelle bei der galiz. Forſt u. Domänendirection in Mizun mit dem 
Charakter eines Oberförſters in der neunten, eventuell eines k. k. Förſters in der 
zehnten, eines k. k. Forſtaſſiſtenten in der eilften Rangsclaſſe und eines Forſt⸗ 
eleven mit 500 fl. Adjutum, bis 13. September. (Amtsbl. Nr. 197.) 

Fünf Bezirkscommiſſäreſtellen in Böhmen, bis 15. September. (Amtsbl. 
Nr. 200). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


